
Anträge 

Die Kommission beantragt, 

— festzustellen, dass die Republik Bulgarien dadurch gegen ihre 
Verpflichtungen aus Art. 54 Abs. 1 der Richtlinie 
2009/73/EG ( 1 ) des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 13. Juli 2009 über gemeinsame Vorschriften für den 
Erdgasbinnenmarkt und zur Aufhebung der Richtlinie 
2003/55/EG verstoßen hat, dass sie nicht alle zur Umset­
zung von Art. 3 Abs. 3 und Anhang I Abs. 1 Buchst. a 
Unterabs. 2 sowie Buchst. b, d, f, h und i dieser Richtlinie 
erforderlichen Rechts- und Verwaltungsvorschriften erlassen 
oder jedenfalls den Erlass dieser Maßnahmen der Kommis­
sion nicht mitgeteilt hat; 

— die Republik Bulgarien gemäß Art. 260 Abs. 3 AEUV zu 
verurteilen, wegen Verletzung der Pflicht zur Unterrichtung 
der Kommission über die Maßnahmen zur Umsetzung der 
Richtlinie 2009/73/EG ein Zwangsgeld in Höhe von täglich 
8 448 Euro ab dem Tag der Verkündung des Urteils in der 
vorliegenden Rechtssache zu zahlen; 

— der Republik Bulgarien die Kosten aufzuerlegen. 

Klagegründe und wesentliche Argumente 

Die Frist für den Erlass von Maßnahmen zur Umsetzung der 
Richtlinie sei am 3. März 2011 abgelaufen. 

( 1 ) ABl. L 211, S. 94. 

Vorabentscheidungsersuchen des High Court of Ireland 
(Irland), eingereicht am 13. Mai 2013 — Peter Flood/ 

Health Service Executive 

(Rechtssache C-255/13) 

(2013/C 189/27) 

Verfahrenssprache: Englisch 

Vorlegendes Gericht 

High Court of Ireland 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Kläger: Peter Flood 

Beklagter: Health Service Executive 

Vorlagefrage 

Ist bei einem versicherten Bürger eines Mitgliedstaats (im Fol­
genden: der erste Mitgliedstaat), der seit elf Jahren infolge eines 

ernsten Leidens schwer erkrankt ist, das sich das erste Mal 
äußerte, als er in dem ersten Mitgliedstaat wohnhaft war, sich 
aber in einem anderen Mitgliedstaat im Urlaub befand, für die 
Zwecke von entweder Art. 19 Abs. 1 oder aber Art. 20 Abs. 1 
und 2 der Verordnung Nr. 883/2004 ( 1 ) davon auszugehen, 
dass er in diesem Zeitraum seinen „Aufenthalt“ in diesem zwei­
ten Mitgliedstaat hatte, wenn er aufgrund seiner akuten Krank­
heit und der praktischen Nähe zu einer spezialisierten medizi­
nischen Behandlung quasi dazu gezwungen war, für diesen Zeit­
raum in diesem Mitgliedstaat zu verbleiben? 

( 1 ) Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europäischen Parlaments und 
des Rates vom 29. April 2004 zur Koordinierung der Systeme der 
sozialen Sicherheit, ABl. L 166, S. 1. 

Vorabentscheidungsersuchen des Verwaltungsgerichts 
Sigmaringen (Deutschland) eingereicht am 13. Mai 2013 

— Sevda Aykul gegen Land Baden-Württemberg 

(Rechtssache C-260/13) 

(2013/C 189/28) 

Verfahrenssprache: Deutsch 

Vorlegendes Gericht 

Verwaltungsgericht Sigmaringen 

Parteien des Ausgangsverfahrens 

Klägerin: Sevda Aykul 

Beklagter: Land Baden-Württemberg 

Vorlagefragen 

1. Steht die aus Artikel 2 Abs. 1 der Richtlinie 
2006/126/EG ( 1 ) sich ergebende Pflicht zur gegenseitigen 
Anerkennung der von den Mitgliedstaaten ausgestellten Füh­
rerscheine einer nationalen Regelung der Bundesrepublik 
Deutschland entgegen, nach der das Recht, von einer aus­
ländischen Fahrerlaubnis in Deutschland Gebrauch zu ma­
chen, nachträglich auf dem Verwaltungswege aberkannt 
werden muss, wenn der Inhaber der ausländischen Fahr­
erlaubnis mit dieser in Deutschland ein Kraftfahrzeug unter 
dem Einfluss illegaler Drogen führt und in der Folge, nach 
den deutschen Bestimmungen, seine Fahreignung nicht mehr 
besteht? 

2. Falls die Frage 1 zu bejahen ist, gilt dies auch, wenn der 
Ausstellerstaat in Kenntnis der Drogenfahrt untätig bleibt 
und die vom Inhaber der ausländischen Fahrerlaubnis aus­
gehende Gefahr daher weiter besteht?
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3. Falls die Frage 1 zu verneinen ist, darf die Bundesrepublik 
Deutschland die Wiedererteilung des Rechts, von der auslän­
dischen Fahrerlaubnis in Deutschland Gebrauch zu machen, 
von der Erfüllung der nationalen Wiedererteilungsvorausset­
zungen abhängig machen? 

4. a) Vermag der Vorbehalt der Einhaltung des straf- und 
polizeirechtlichen Territorialitätsprinzips nach Art. 11 
Abs. 2 der Richtlinie 2006/126/EG ein fahrerlaubnis­
rechtliches Vorgehen eines Mitgliedstaates anstelle des 
Ausstellerstaats zu rechtfertigen? Lässt der Vorbehalt 
zum Beispiel die nachträgliche Aberkennung des Rechts, 

von der ausländischen Fahrerlaubnis in Deutschland Ge­
brauch zu machen, durch eine strafrechtliche Siche­
rungsmaßregel zu? 

b) Wenn Frage 4 a bejaht wird, ist, unter Berücksichtigung 
der Anerkennungspflicht, für die Wiedererteilung des 
Rechts, von der ausländischen Fahrerlaubnis in Deutsch­
land Gebrauch zu machen, der die Sicherungsmaßregel 
verhängende Mitgliedsstaat oder der Ausstellerstaat zu­
ständig? 

( 1 ) Richtlinie 2006/126/EG des Europäischen Parlaments und des Rates 
vom 20. Dezember 2006 über den Führerschein; ABl. L 403, S. 18.
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